
Das Onlinezugangsgesetz 
(OZG) schafft die wesentli-

chen Voraussetzungen, um die 
Verwaltung immer besser an 
die Bedürfnisse der Menschen 
anpassen zu können. In Hessen 
werden wir über 1.000 Leistun-
gen im Rahmen der Umsetzung 
des Gesetzes digitalisieren. Wir 
sind hierbei auf einem guten Weg 
und unterstützen die Kommu-
nen und deren Beschäftigte mit 
Beratung und Förderung. Als 
Grundsatz gilt: Wir wollen die 
Zukunft der Verwaltung in Hes-

sen so gestalten, dass sich unsere 
Dienstleistungen nahtlos und 
vorausschauend in den Alltag der 
Bürgerinnen und Bürger sowie 
unserer Beschäftigten integrieren. 
Um dieses Ziel zu erreichen, sind 

weiterhin große Anstrengungen 
erforderlich. Der Schwerpunkt 
dieser Anstrengungen liegt nicht 
nur im technologischen Umfeld. 
Dass die Technik insgesamt 
schon sehr weit vorangeschritten 
ist, sehen wir daran, dass heute 
bereits viele Menschen die viel-
fältigen Möglichkeiten digitaler 
und Sozialer Medien nutzen. Hier 
muss die Verwaltung grundsätz-
liche Dinge nicht neu erfinden, 
sondern diese auf ihr eigenes 
Umfeld anpassen – aber auch das 
bedeutet noch sehr viel Arbeit. 

Verwaltungsabläufe  
neu denken
Es wird ebenfalls aufwändig 

sein, die Art und Weise, wie Ver-
waltungsabläufe stattfinden, neu 
zu denken: So wie die Stein-Har-
denbergschen Reformen Anfang 
des 19. Jahrhunderts die damals 
vorhandenen Arbeitsmittel zu 
Grunde gelegt haben, müssen wir 
heute mit den uns zur Verfügung 
stehenden Mitteln vorgehen und 
diese konsequent weitereinwi-
ckeln. Das Zusammenbringen 
von erprobtem Verwaltungshan-
deln mit den Fortschritten der 
Digitalisierung wird die Verwal-
tung auf ein neues Niveau heben. 
Ein Beispiel: Nicht immer ist den 

Bürgerinnen und Bürgern klar, 
welche Daten genau wo zu hinter-
legen sind und oftmals müssen die-
selben Daten mehrfach eingegeben 

werden. Unsere aktuelle Strategie 
zur Digitalen Verwaltung Hessen 
4.0 (“DVH 4.0”) greift diesen Aspekt 
auf. Daten sollen überall da, wo es 

sinnvoll und mög-
lich ist, nur noch 
einmal erfasst wer-
den müssen und 
für spätere Anträge 
gespeichert werden 
– mit aller erforder-
lichen Sicherheit 
und höchstmögli-
chem Schutz. Die-
ses “Once-Only-
Prinzip” wird zu 
einer deutlichen 

Erleichterung der digitalen Er-
fassung von Anträgen beitragen.

One-Stop-Shop-Verfahren
Weitere Kernprinzipien sollen den 

Weg zur digitalen Verwaltung eb-
nen: Im “One-Stop-Shop-Verfah-
ren” kann innerhalb von nur einer 
digitalen Sitzung eine gewünschte 
Dienstleistung angestoßen und 
das Antragsverfahren von Seiten 
der Antragstellenden auch gleich-
zeitig abgeschlossen werden. Es 
verbleibt dann für die Antragstel-
lenden nichts weiter zu tun, bis 
der verwaltungsinterne Prozess 
beendet ist. Nach einer einmaligen 
Anmeldung und Absenden eines 
elektronischen Formulars, könnte 
zum Beispiel der Prozess einer 
Adressänderung oder einfachen 
Firmengründung selbstständig bis 
zur Fertigstellung innerhalb der 
Verwaltung ablaufen. 
In “No-Stop-Shop-Verfahren” 

werden Verwaltungsdienstleistun-
gen sogar von der Behörde ausge-
führt, ohne dass die Bürgerinnen 
und Bürger daran denken müs-
sen, einen behördlichen Prozess 
zu starten. Gerade in Situationen, 
wie beispielsweise der Geburt ei-
nes Kindes, sind diese Prozesse 
klar definiert und könnten bereits 
durch die Geburtsmeldung des 
Krankenhauses im Hintergrund 
in Gang gesetzt und ausgeführt 
werden. Die Beantragung der Ge-
burtsurkunde und des Kinder-
geldes könnten so beispielsweise 
von der Verwaltung ohne weiteres 
Zutun der Eltern durchgeführt 
werden. Die Prinzipien “One-Stop-
Shop” und “No-Stop-Shop” setzen 
die bereits genannten Grundla-

gen im Umfeld von einheitlichen 
Prozessen, einer Plattform mit 
standardisierten Schnittstellen, 
Komponenten und intelligenten 
Werkzeugen voraus. 

Prinzip der  
“Hybriden Verwaltung”
Noch einen Schritt weiter gehen 

wir mit unserem Prinzip der “Hyb-
riden Verwaltung”. Wir sehen darin 
im Grundsatz die Verknüpfung von 
privatwirtschaftlichen Dienstleis-
tungen und Verwaltungsverfahren. 
So etwas kann in Zukunft für die 
Kundinnen und Kunden einen 
besonderen Mehrwert schaffen: 
Bei einer Reisebuchung auf priva-
ten Portalen könnte zum Beispiel 
das Ablaufdatum des Reisepasses 
überprüft und direkt ein neuer 
Reisepass oder das entsprechende 
Visum beantragt werden. 
Führt man diese Ansätze konse-

quent weiter, muss aber auch die 
Vereinheitlichung des Umganges 

mit den Daten der Bürgerinnen 
und Bürger geklärt sein. Der 
Registermodernisierung fällt 
hierbei eine Schlüsselrolle zu. 
Und schließlich schauen wir 

auf die “Geschäftsprozesse”, die 
heute in der Verwaltung oft noch 
sehr aufwändig gestaltet werden 
und nicht immer dem entspre-
chen, was digital abbildbar wäre. 
Hier wollen wir in Zukunft vieles 
anders machen als bisher und 
Sinn bzw. Abläufe hinterfragen. 
Die Geschäftsprozesse sollen 
dabei übergreifend ausgerichtet 
und gleichzeitig von unnötigem 
Ballast befreit werden. Entschei-
dungswege gilt es zu verkürzen. 
Arbeitsabläufe sind so darzustel-
len, dass jeder Beteiligte sie zu 
jeder Zeit als Gesamtbild aufru-
fen und den Fortschritt einsehen 
kann. Dies macht sie im Ergebnis 
wesentlich transparenter und 
bietet außerdem die Grundlage 
dafür, den Prozessfortschritt der 

Antragsbearbeitung über Status-
meldungen sichtbar zu gestalten. 

Dem Mangel an Fachkräften 
begegnen
Für die Umsetzung all dieser Maß-

nahmen braucht es Menschen. Der 
bereits heute spürbare Mangel an 
Fachkräften macht aber auch vor 
der Verwaltung nicht halt. Daher 
wollen wir die Attraktivität der Ar-
beit in der öffentlichen Verwaltung 
erhöhen. Auch hierbei spielt eine 
möglichst weitreichend digitali-
sierte Verwaltung eine große Rolle. 
Die Konzepte von New Work, allem 
voran die Umsetzung mobilen Ar-
beitens beziehungsweise die Arbeit 
aus dem Homeoffice, das damit 
eng verbundene kollaborative Zu-
sammenwirken mittels entspre-
chender IT-Werkzeuge und nicht 
zuletzt die einfache Anbindung 
unterschiedlichster digitaler End-
geräte an eine leistungsfähige, dy-
namisch anpassbare und vor allem 

standardisierte IT-Plattform, sind 
wesentliche Treiber in der Neuge-
staltung der Verwaltungsarbeit. Wir 
haben darüber hinaus in unserer 
Strategie “DVH 4.0” beschrieben, 
wie wir die Aus- und Weiterbildung 
der Beschäftigten der Verwaltung 
moderner gestalten wollen. 

Verwaltung ist für alle da
Bei allen Ansätzen und Vorzügen 

der Digitalisierung darf ein zent-
raler Aspekt, der unser Handeln 
prägt, nicht außer Acht gelassen 
werden: Der Mensch steht im Mit-
telpunkt! Verwaltung wird auch in 
Zukunft für alle da sein. Es werden 
alle Voraussetzungen geschaffen, 
damit eine digitale Teilhabe für 
alle möglich ist. Und: wir holen die 
Bürgerinnen und Bürger da ab, 
wo sie stehen. Neben den neuen 
Kanälen und Innovationen wird 
es weiterhin möglich sein, Anträge 
in gewohnter Weise auf Papier 
einzureichen und Anliegen vor Ort 
mit Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern zu klären. Wir 
bedienen damit die unterschiedli-
chen Bedarfe. Die Verwaltung wird 
im Hintergrund weiter verlässlich 
agieren, mittels moderner Technik 
und Methoden Entscheidungen 
herbeiführen und wie gewohnt ihre 
Aufgaben erfüllen – ob “aus der 
Hosentasche” heraus angestoßen 
oder auf Papier eingereicht. 
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Digitale Verwaltung
Im Alltag der Menschen genauso selbstverständlich wie Online-Shopping

(BS/Patrick Burghardt) Wer kennt sie nicht, die Klischees von verstaubten Amtsstuben, in denen Beamte mit Ärmelschonern sitzen und Formulare 
abstempeln. Diese Zeiten sind längst vorbei und das ist gut und wichtig. Die Verwaltung verfolgt das Ziel, ein moderner, bürgernaher Dienstleister 
zu sein, der über gut ausgebildetes und – wenn nötig – fachlich spezialisiertes Personal verfügt. Hessen begreift diese Entwicklung als Gestal-
tungsaufgabe und als Chance.
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Vernetzte Verwaltung in Land und Kommunen

Eine Veranstaltung des

Schirmherr und Keynote
Patrick Burghardt
CIO und Bevollmächtigter der Landesregierung 
für E-Government und Informationstechnologie, 
Staatssekretär für Digitale Strategie und Entwicklung 
      Foto: HMinD

Im Rahmen der ersten Minister-
ratssitzung der neuen Landesre-
gierung hat Digitalminister Thomas 
Strobl den Dritten Digitalisierungs-
bericht vorgestellt. Neben der di-
gitalen Verwaltung beschäftigt 
sich dieser mit der Entwicklung 
in den Bereichen Infrastruktur, 
Innovation, Nachhaltigkeit, Cyber-
Sicherheit und E-Health. Ganz 
konkret wurden in den letzten fünf 
Jahren laut Bericht 70 Projekte mit 
rund 400 Millionen Euro gefördert, 
von denen viele inzwischen abge-
schlossen oder weit fortgeschritten 
seien. Besonders stolz zeigt sich 
der Digitalminister angesichts der 
rasanten Fortschritte bei der digi-
talen Infrastruktur. Über 1,5 Mrd. 
Euro habe die Landesregierung 
in den Ausbau der heimischen 
Breitbandnetze investiert. Durch 
die Anpassung der Förderkulisse 
kamen nochmals 1,4 Milliarden 
Euro vom Bund hinzu. 

Mit Blick auf die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit sollen die 
Bereiche Künstliche Intelligenz 
(KI), Quantencomputing und 
Cybersicherheit künftig noch 
stärker finanziell unterfüttert 
werden. Die Spitzenforschung 
sei bereits im Land, betont Strobl. 
Nun gelte es, dieses Fundament 
strategisch auszubauen. Nicht 
minder wichtig sind dem Lan-
desdigitalminister soziale und 
ökologische Potenziale der Di-
gitalisierung, die in der neuen 
Legislatur weiter verfolgt wer-
den müssten. Für eine bessere 
CO2-Bilanz entwickelt das Land 
derzeit eine App, die Bürgerin-
nen und Bürgern helfen soll, 
den eigenen CO2-Fußabdruck 
zu bestimmen und zu reduzieren. 
Zudem lässt die Landesregierung 
erforschen, wie Rechenzentren 
nachhaltiger sein können. Gro-
ßes Gewicht liegt ferner auf dem 

Thema Cyber-Security: Um die 
Sicherheit im digitalen Raum zu 
gewährleisten, erarbeitet die Lan-
desregierung aktuell eine Cyber-
Sicherheitsstrategie. Kernstück 
des Konzeptes ist die im Februar 
errichtete Cybersicherheitsagen-

tur Baden-Württemberg (CSBW). 
Die Aufgaben der neuen Behörde 
sind vor allem koordinatorischer 
Natur. Als zentrale Meldestel-
le im Land vernetzt sie dabei 
Staat, Verwaltungen, Kommu-
nen, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Forschung.

Zum Stand der Digitalisierung in BaWü
Strobl legt Dritten Digitalisierungsbericht vor

(BS/pet) Mehr als zwei Milliarden Euro hat das Land Baden-Württemberg im Rahmen der letzten Legislaturperiode in die Digitalisierung investiert. 
Das geht aus dem Dritten Digitalisierungsbericht hervor, den das unter neuem Namen firmierende Ministerium des Inneren, für Digitalisierung 
und Kommunen Baden-Württemberg nun offiziell präsentiert hat. Mehr als die Hälfte der Aufwendungen flossen dabei in den Ausbau der Breit-
bandinfrastruktur im Ländle.  

Zum Start der neuen Legislatur hat Di-
gitalminister Thomas Strobl den Dritten 
Digitalisierungsbericht vorgelegt.
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Mehr zur Digitalisierung im Land 
und den Kommunen erfährt man 
auf dem Kongress “Baden-Würt-
temberg 4.0”, den der Behörden 
Spiegel unter der Schirmherr-
schaft von Digitalminister Thomas 
Strobl am 1. Juli 2021 (online) 
veranstaltet. 
Weitere Informationen zum Pro-
gramm sowie eine Anmeldemög-
lichkeit unter: www.bw-4-0.de

Veranstaltung

Patrick Burghardt ist Digital-
Staatssekretär und CIO des 
Landes Hessen. Er ist zudem 
Schirmherr und Referent des 
Kongresses “HEsssenDIGI-
TAL” (www.hedigital.de), den 
der Behörden Spiegel am 22. 
Juni 2021(online) durchführt. 
� Foto: BS/HMinD


